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Sehr geehrte Damen und Herren,

jüngst hat das Bundeskabinett zwei Gesetzentwürfe auf den Weg gebracht, 
mit dem Ziel, die Bürgerinnen und Bürger in steuerlicher Hinsicht zu ent- 
lasten. Zum einen wäre dies das Jahressteuergesetz 2022 sowie das sog. 
Inflationsausgleichsgesetz. Hierzu im Einzelnen: 

Inflationsausgleichsgesetz: Mit dem Inflationsausgleichsgesetz erfolgt 
eine Anhebung des in den Einkommensteuertarif integrierten Grundfrei-
betrags, womit die steuerliche Freistellung des Existenzminimums der 
einkommensteuerpflichtigen Bürgerinnen und Bürger für die Jahre 2023 
und 2024 sichergestellt werden soll. Darüber hinaus werden zum Aus-
gleich der Effekte der sog. kalten Progression die übrigen Eckwerte des 
Einkommensteuertarifs nach rechts verschoben. Zugleich erfolgt eine 
Anpassung beim steuerlichen Abzug von Unterhaltsleistungen.

Jahressteuergesetz 2022: Vor dem Hintergrund der aktuellen Energie-
preiskrise besonders hervorzuheben ist hier die temporäre Senkung des 
Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen im Zeitraum 1. Oktober 2022 bis 
31. März 2024 auf 7 %. Daneben wird ein sog. Nullsteuersatz bei der 
Umsatzsteuer auf bestimmte Lieferungen sowie sonstige Leistungen im 
Zusammenhang mit Photovoltaikanlagen mit dem Ziel eingeführt, den 
Betrieb einer Photovoltaikanlage zu entbürokratisieren. Weitere Einzel-
maßnahmen sind u. a. die Entfristung der Homeoffice-Pauschale sowie 
Anhebung des maximalen Abzugsbetrags von 600,00 EUR auf 1.000,00 
EUR, die Anhebung des linearen AfA-Satzes für die Abschreibung von 
Wohngebäuden auf 3 %, der vollständige Sonderausgabenabzug für 
Altersvorsorgeaufwendungen ab 2023, die Erhöhung des Sparer-Pausch-
betrags ab dem VZ 2023, Anhebung des „Ausbildungsfreibetrags“ von 
924,00 EUR auf 1.200,00 EUR je Kalenderjahr sowie die Steuerfreistellung 
des Grundrentenzuschlags.

Kommen Sie bei Fragen gerne auf uns zu.

Mit freundlichen Grüßen

René Feldgen
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.10.20222 13.10.2022 10.10.2022

 12.12.2022 15.12.2022 12.12.2022

 12.12.2022 15.12.2022 12.12.2022

 10.10.20224 13.10.2022 10.10.2022

 15.11.20224 18.11.2022 15.11.2022

                                                             Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 27.10.2022 entfällt entfällt

  Termine Oktober 2022 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der 
nächste Werktag der Stichtag. Bei einer 
Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 

werden keine Säumniszuschläge erhoben. 
Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit 
erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind 
einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag 
des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich 

das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.10.2022, 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten.  
Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Auszahlung der Energiepreis-   
  pauschale im September  

Im September erhalten einkommensteuer-
pflichtige Erwerbstätige eine einmalige 
Energiepreispauschale von 300 Euro. Die 
Auszahlung erfolgt über die Lohnabrech-
nung des Arbeitgebers. Selbstständigen 
wird über die Senkung ihrer Steuervoraus-
zahlung ein Vorschuss gewährt. Arbeitneh-
mer, deren Beschäftigungsverhältnis nur 
früher oder später im Jahr bestand, können 
die Energiepreispauschale im Rahmen 
Ihrer Einkommensteuererklärungen für das 
Jahr 2022 geltend machen. Dies gilt auch, 
wenn der Arbeitslohn pauschalversteuert 
ausgezahlt wird oder wurde.

Das Bundesfinanzministerium hat am 20.07. 
2022 seine FAQs zur Energiepreispauschale 
(EPP) aktualisiert. Die für die betriebliche 
Praxis wichtigsten Fragen zur Auszahlung 
der Energiepreispauschale an Arbeitnehmer 
beantwortet das BMF anhand von 27 Einzel-
punkten unter Punkt VI. der FAQ-Liste.

Die von der Bundesregierung gewünschte 
Ausnahme von der Mehrwertsteuer für die 
geplante Gasumlage hat die EU-Kommis-
sion ausgeschlossen.

  Gasumlage ab Oktober steht fest  

Importeure müssen wegen der Drosselung 
russischer Lieferungen kurzfristig und zu 
hohen Preisen Ersatz beschaffen. Zweck 
dieser Umlage ist, diese Unternehmen zu 
unterstützen, damit die Wärme- und Ener- 
gieversorgung in der kommenden Kälte- 
periode gesichert ist. Von Oktober an wird 
eine befristete Gas-Sicherungsumlage 
erhoben, die zu Beginn des Umlagezeit-
raums (ab 01.10.2022 bis 01.04.2024) bei 
2,4 Cent liegt. Um die Energiekosten 
mindestens teilweise zu dämpfen, soll die 
befristete Umlage durch weitere, zielge-
naue Entlastungen für die Bürger und eine 
Verlängerung der Hilfsprogramme für die 
Wirtschaft flankiert werden.

Die von der Bundesregierung gewünschte 
Ausnahme von der Mehrwertsteuer für die 

geplante Gasumlage hat die EU-Kommis-
sion ausgeschlossen. Jetzt will die Bundes- 
regierung selbst die Mehrwertsteuer auf 
Gas von 19 % auf 7% absenken, solange 
die Gasumlage erhoben wird (Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz, 
Pressemitteilung vom 15.08.2022).

  Eckpunkte für ein Inflations-   
  ausgleichsgesetz  

Bundesfinanzminister Christian Lindner 
hat am 10.08.2022 die Eckpunkte für ein 
Inflationsausgleichsgesetz vorgestellt. 
Damit sollen inflationsbedingte steuer-
liche Mehrbelastungen ausgeglichen 
werden, indem die Steuerlast an die 
Inflation angepasst wird.

Geplante Anpassungen
Höherer Grundfreibetrag: Zum 01.01.2023 
ist eine Anhebung um 285 Euro auf 10.632 
Euro vorgesehen. Für 2024 ist eine weitere 
Anhebung um 300 Euro auf 10.932 Euro 
vorgeschlagen.

Kalte Progression ausgleichen: Die sog. 
Tarifeckwerte werden entsprechend der 
erwarteten Inflation nach rechts verscho-
ben. Das heißt, der Spitzensteuersatz soll 
2023 bei 61.972 statt bisher 58.597 Euro 
greifen, 2024 soll er ab 63.515 Euro 
beginnen.

Unterstützung von Familien: Der Kinder-
freibetrag soll schrittweise für jeden 
Elternteil von 2022 bis 2024 um insgesamt 
264 Euro erhöht werden, bis er zum 
01.01.2024 bei 2.994 Euro liegt.

Anhebung des Unterhaltshöchstbetrags: 
Der Unterhaltshöchstbetrag für 2022 wird 
von 9.984 Euro auf 10.347 Euro angeho-
ben. So können mehr Kosten, die etwa für 
Berufsausbildung oder Unterhalt für eine 
unterhaltsberechtigte Person anfallen, 
steuerlich geltend gemacht werden. 
Zukünftige Anpassungen werden automa-
tisiert (Bundesministerium der Finanzen, 
Mitteilung vom 10.08.2022).

  Grundsteuererklärung:   
  Bund der Steuerzahler fordert   
  Fristverlängerung  

Eigentümer von rund 36 Millionen Grund- 
stücken müssen bis Ende Oktober eine 
Grundsteuererklärung einreichen. Bei den 
Daten handelt es sich in der Regel um 
Flurstücknummern, amtliche Flächen, 
Gemeindenamen, Gemarkungsnummern, 
um Bodenrichtwerte und die Wohnflächen-
Größe. „Hier droht den Eigentümern eine 
XXL-Bürokratie!“, hatte BdSt-Präsident 
Reiner Holznagel bereits im Frühjahr 
gewarnt. Bei der sog. Feststellungserklä-
rung droht in der Tat ein Wirrwarr, weil die 
erforderlichen Angaben vom Grundsteuer-
Modell der Länder abhängen. Mit Blick auf 
diese Entwicklung hat Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner jetzt eine Fristverlän-
gerung in Aussicht gestellt. Der Bund der 
Steuerzahler begrüßt diesen Vorstoß und 
wird konkret! „Der viel zu kurze Zeitraum 
zur Abgabe der Feststellungserklärung 
muss großzügiger bemessen werden – auf 
jeden Fall bis Ende Januar 2023!“, macht 
Holznagel nochmals nachdrücklich 
deutlich.

Werden Bescheide zum Problem?
Der Verband vermutet, dass Betroffene die 
amtlichen Bescheide über die Grundsteu-
erwerte nicht überprüfen können. Unsere 
konkrete Befürchtung: Der Rechenweg zur 
Ermittlung des Grundsteuerwerts wird dort 
nicht vollständig ausgewiesen. Deshalb 
fordert der BdSt, dass die Finanzverwal-
tung die Berechnung komplett offenlegt. 
Dies betrifft zum Beispiel angesetzte 
Flächen, Bodenrichtwerte und Baujahre.

  Coronahilfen: Erleichterung bei   
  den Fristen zur Schlussabrechnung  

Laut Information aus dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Klimaschutz 
(BMWK) wird die Frist zur Einreichung der 
Schlussabrechnungen der Corona-Wirt-
schaftshilfen auf den 30.06.2023 verlän-
gert. Darüber hinaus soll bis spätestens 
zum 31.08.2023 im Einzelfall auch eine 
Fristverlängerung bis zum 31.12.2023 
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beantragt werden können. Der DStV hatte 
sich gemeinsam mit der BStBK dafür stark 
gemacht, die ursprünglich auf den 
31.12.2022 gesetzte Frist praxisgerecht bis 
zum Ende des Jahres 2023 zu verlängern.

Die verlängerten Einreichungsfristen sollen 
sowohl für das Paket 1 (Überbrückungs-
hilfe I-III sowie November- und Dezember-
hilfe) als auch für das Paket 2 (Über- 
brückungshilfe III Plus und IV) gelten.

Die Beantragung der weitergehenden 
Fristverlängerung bis zum Jahresende  
2023 muss ebenso wie die Einreichung  
der Schlussabrechnungen selbst über das 
bekannte Onlineportal www.ueberbrue-
ckungshilfe-unternehmen.de erfolgen. Die 
entsprechenden Funktionalitäten sollen 
rechtzeitig bereitgestellt werden. Durch 
die Berücksichtigung des 31.08.2023 als 
spätesten Termin für die Möglichkeit der 
Beantragung einer Fristverlängerung bis 
zum Jahresende soll ein Gleichlauf mit  
den Fristen für die Steuererklärungen  
2021 hergestellt werden.

Die Informationen sollen dem Vernehmen 
nach in Kürze auch auf den Webseiten zu 
den Corona-Wirtschaftshilfen sowie in 
einem speziellen FAQ-Katalog zur Schluss-
abrechnung abrufbar sein.

  Entlastungsbetrag für Allein-   
  erziehende  

Kinderbetreuungskosten können nur von 
demjenigen abgezogen werden, der sie 
getragen hat. Dies gilt auch dann, wenn 
das Kind im paritätischen Wechselmodell 
von beiden Eltern betreut wird. So ent- 
schied das Finanzgericht Thüringen  
(Az. 3 K 799/18).

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
könne nicht zwischen mehreren An-
spruchsberechtigten aufgeteilt werden. 
Wenn die Berechtigten hinsichtlich des 
Entlastungsbetrags keine Bestimmung 
untereinander treffen, stehe er demjenigen 
zu, an den das Kindergeld gezahlt werde.

Die alleinige Zuordnung des Entlastungs-
betrags für Alleinerziehende lediglich zu 
einem Elternteil und die Unzulässigkeit 
einer Aufteilung verstoßen auch im Falle 
des Wechselmodells (bei annähernd 
gleichwertiger Haushaltsaufnahme des 
Kindes in beide Haushalte) nicht gegen 
das Gleichheitsgebot. Art. 3 Abs. 1 GG.

  Sonderausgabenabzug für   
  Kinderbetreuungskosten   
  verfassungsmäßig  

Der Sonderausgabenabzug für Kinderbe-
treuungskosten nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG 
ist verfassungskonform. Insbesondere ist 
es verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
den, dass bei geschiedenen wie auch bei 
nicht verheirateten oder dauernd getrennt-
lebenden Eltern nur derjenige Elternteil 
zum Abzug berechtigt ist, der die Aufwen-
dungen getragen hat und zu dessen 
Haushalt das Kind gehört. So entschied 
das Finanzgericht Thüringen (Az. 3 K 
210/21).

Streitig war, ob das Erfordernis der „Haus- 
haltszugehörigkeit“ des Kindes im Sinne 
des § 10 Abs. 1 Nr. 5 des EStG verfassungs-
gemäß ist.

  E-Ladesäulen steuermindernd   
  geltend machen  

Vermieter, die ihre Immobilie mit einer 
oder mehreren Ladestationen ausstatten, 
können die dafür angefallenen Kosten 
steuermindernd geltend machen. Steuer-
rechtlich werden nachgerüstete E-Lade-
säulen als eigenständige Wirtschaftsgüter 
betrachtet. 

Die Kosten für die Nachrüstung der Lade- 
säule können Vermieter über die betriebs-
gewöhnliche Nutzungsdauer abschreiben. 
Dabei besteht ein gewisser Spielraum. Die 
Finanzverwaltung setzt bei „intelligenten 
Wandladestationen“ (sog. Wallboxen oder 
Wall Connectoren) eine betriebsgewöhnli-
che Nutzungsdauer von sechs bis zehn 
Jahren an. Über diesen Zeitraum hinweg 
können Vermieter die Anschaffungs- und 

Installationskosten, aber auch die 
eventuell notwendige Genehmigung durch 
den Netzbetreiber, komplett abschreiben.

Es profitieren aber nicht nur Vermieter. 
Auch Steuerpflichtige, die an oder in der 
privaten Immobilie eine Ladeinfrastruktur 
nachrüsten, können die dafür anfallenden 
Kosten steuerlich geltend machen. Für  
die Installationskosten (ausschließlich 
Arbeitskosten) und eine in Rechnung 
gestellte Anfahrtspauschale des Elektro-
fachbetriebs kann eine Steuerermäßigung 
für Handwerkerleistungen in Höhe von  
20 Prozent der Gesamtsumme, maximal 
aber 1.200 Euro im Jahr, geltend gemacht 
werden.

Hinweis
Wie die Zeitung WELT in einem Artikel  
am 13.08.2022 ausführt, können sich  
die Kunden von Tesla Motors nicht  
darauf verlassen, dass ihnen die exakte 
Strommenge abgerechnet wird, da die 
Ladesäulen gegen das deutsche 
Eichrecht verstoßen. Bemerkenswert  
ist dabei, dass sich der Gesetzgeber 
dabei kulant zeigt. Der gesetzeswidrige 
Betrieb werde „nicht behindert und  
nicht sanktioniert“.

  Nachträgliche Geltendmachung   
  des Wahlrechts auf einen Sonder-   
  ausgabenabzug nach § 10a EStG  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
Inanspruchnahme des Sonderausgabenab-
zugs für eine zusätzliche Altersvorsorge  
(§ 10a EStG) im Wahlrecht des Steuer-
pflichtigen steht. Dieses Wahlrecht müsse 
nicht zwingend durch Abgabe der „Anlage 
AV“ zur Einkommensteuererklärung 
ausgeübt werden, sondern kann auch 
formlos geltend gemacht werden (Bundes-
finanzhof, Az. X R 32/20, vom 19.01.2022).

  Verluste aus sog. Unlimited Turbo   
  Bull-Zertifikaten voll abziehbar  

Der Bundesfinanzhof (Urteil I R 24/19 vom 
08.12.2021) entschied, dass der Verlust 
aus dem fallenden Kurs von Knock-out-
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Produkten in Form von Unlimited Turbo 
Bull-Zertifikaten steuerlich voll abziehbar 
ist und nicht dem Ausgleichs- und Abzugs- 
verbot für Termingeschäfte unterfällt (Az. I 
R 24/19). Nach § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG 
unterliegen Verluste aus Termingeschäften 
grundsätzlich einem Ausgleichs- und 
Abzugsverbot, d. h. sie können nur sehr 
eingeschränkt mit Gewinnen aus eben 
solchen Geschäften verrechnet werden,  
sie mindern aber im Übrigen nicht die 
Bemessungsgrundlage der Körperschaft- 
oder der Einkommensteuer. Aus Sicht des 
Gesetzgebers ist es gerechtfertigt, für 
besonders riskante Geschäfte derartige 
Beschränkungen vorzusehen.

Die Klägerin, eine GmbH, hatte von einer 
Bank ausgegebene Unlimited Turbo Bull- 
Zertifikate erworben. Als sog. Knock-out-
Zertifikate zeichneten sie sich durch die 
Möglichkeit aus, mit relativ geringem 
Kapitaleinsatz überproportional an der 
Wertentwicklung des zugrunde liegenden 
Basiswerts zu partizipieren. Erreichte oder 
durchbrach der Basiswert jedoch eine 
bestimmte Kursschwelle, dann verfielen 
die Zertifikate nahezu wertlos. Bedingt 
durch ein Absinken des jeweiligen 
Indexstandes fiel der Wert der von der 
Klägerin erworbenen Zertifikate, wodurch 
diese einen erheblichen Verlust realisierte. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass 
die Zertifikatsverluste dem Ausgleichs- 
und Abzugsverbot unterliegen.

Der Bundesfinanzhof gab jedoch der 
Klägerin Recht. Bei Knock-out-Produkten  
in Form von Zertifikaten handele es sich 
aber um gewöhnliche Schuldverschreibun-
gen, die im Streitfall Zug um Zug gegen 
Bezahlung übertragen worden seien; an 
dem für ein Termingeschäft typischen 
Hinausschieben des Erfüllungszeitpunkts 
habe es gefehlt.

  Vorsteuerabzug für ein Büro in   
  einem ansonsten nicht unter-   
  nehmerisch genutzten Gebäude  

Der Bundesfinanzhof hat zum Vorsteuerab-
zug für ein Büro in einem ansonsten nicht 

unternehmerisch genutzten Gebäude 
entschieden, ob die Kennzeichnung eines 
Raumes in einer Bauzeichnung mit dem 
Wort „Arbeiten“ ein ausreichendes Indiz 
für die Zuordnungsentscheidung zum 
Unternehmen ist und ob die Zuordnungs-
entscheidung dem zuständigen Finanzamt 
bis zur gesetzlichen Abgabefrist der 
betreffenden Steuererklärung mitgeteilt 
werden muss (Bundesfinanzhof, Az. XI R 
28/21 (XI R 3/19) vom 04.05.2022).

Für eine Zuordnung zum Unternehmen 
könne bei Gebäuden die Bezeichnung 
eines Zimmers als Arbeitszimmer in 
Bauantragsunterlagen jedenfalls dann 
sprechen, wenn dies durch weitere objek- 
tive Anhaltspunkte untermauert werde. So 
sei es z. B. dann, wenn der Unternehmer 
für seinen Gerüstbaubetrieb einen Büro- 
raum benötige, er bereits in der Vergan-
genheit kein externes Büro, sondern einen 
Raum seiner Wohnung für sein Unterneh-
men verwendet habe, und er beabsichtige, 
dies in dem von ihm neu errichteten 
Gebäude so beizubehalten. 

Für die Dokumentation der Zuordnung sei 
keine fristgebundene Mitteilung an die 
Finanzbehörde erforderlich. Wenn inner- 
halb der Dokumentationsfrist nach außen 
hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für 
eine Zuordnung vorlägen, könnten diese 
der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf 
der Frist mitgeteilt werden.

  Bei Erwerb einer gemischt   
  genutzten Photovoltaikanlage   
  volle  Zuordnung zum Unter-   
  nehmen durch Abschluss eines   
  Einspeisevertrags  

Der Bundesfinanzhof hatte bzgl. des 
Vorsteuerabzugs aus der Errichtung einer 
Photovoltaikanlage über die Zuordnung 
einer Photovoltaikanlage zum Unterneh-
mensvermögen zu entscheiden (Az. XI R 
29/21 vom 04.05.2022).

Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in 
dem eine Photovoltaikanlage erworben 
wurde, ein Vertrag mit dem Recht zum 

Weiterverkauf des gesamten von der 
Anlage erzeugten Stroms zuzüglich 
Umsatzsteuer abgeschlossen wurde, sei 
hier ein Indiz dafür, dass der Steuerpflich-
tige die Photovoltaikanlage dem Unterneh-
men voll zugeordnet habe. Für die 
Dokumentation der Zuordnung sei keine 
fristgebundene Mitteilung an die Finanzbe-
hörde erforderlich. Lägen innerhalb der 
Dokumentationsfrist nach außen hin 
objektiv erkennbare Anhaltspunkte für 
eine Zuordnung vor, könnten diese der 
Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der 
Frist mitgeteilt werden.

  Erbschaftsteuerbefreiung für ein   
  Familienheim trotz Auszug  

Ein Erbe verliert nicht die Erbschaftsteuer-
befreiung für ein Familienheim, wenn ihm 
die eigene Nutzung des Familienheims aus 
gesundheitlichen Gründen unmöglich oder 
unzumutbar ist. So entschied der Bundes-
finanzhof (Az. II R 18/20 vom 01.12.2021).

Der Bundesfinanzhof hat das erstinstanz-
liche Urteil aufgehoben und die Sache an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Grundsätzlich setze die Steuerbefreiung 
gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 4c ErbStG voraus, 
dass der Erbe für zehn Jahre das geerbte 
Familienheim selbst nutze, es sei denn, er 
sei aus „zwingenden Gründen“ daran 
gehindert. „Zwingend“ erfasse nicht nur 
den Fall der Unmöglichkeit, sondern auch 
die Unzumutbarkeit der Selbstnutzung des 
Familienheims. Reine Zweckmäßigkeitser-
wägungen, wie etwa die Unwirtschaftlich-
keit einer Sanierung, genügten zwar nicht. 
Anders liege es, wenn der Erbe aus gesund-
heitlichen Gründen für eine Fortnutzung 
des Familienheims so erheblicher Unter- 
stützung bedürfe, dass nicht mehr von 
einer selbstständigen Haushaltsführung 
zu sprechen sei. Das Finanzgericht habe 
hier deshalb unter Mitwirkung der Klägerin 
das Ausmaß ihrer gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen zu prüfen.
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  Schenkungen beim Ausscheiden   
  aus einer Gesellschaft bei zu   
  geringer Abfindung  

In vielen Gesellschaftsverträgen von 
Personen- und Kapitalgesellschaften 
finden sich Regelungen, die das zwangs-
weise Ausscheiden von Gesellschaftern 
zum Inhalt haben. Insbesondere bei 
Familiengesellschaften ist das Eintreten 
eines nicht zur Familie gehörenden Erben 
oder Vermächtnisnehmers im Todesfall 
eines Gesellschafters häufig ausgeschlos-
sen. Dieser Erbe/Vermächtnisnehmer 
erhält dann i. d. R. eine Abfindung. Damit 
die Kapitalbasis der Gesellschaft oder die 
Liquidität nicht übermäßig verringert wird, 
ist in diesen Fällen die durch die Gesell-
schaft zu erbringende Abfindung vielfach 
an den Buchwert des Kapitalkontos oder 
einen anderen Maßstab geknüpft, der die 
Abfindung unter dem tatsächlichen Wert 
des Anteils hält. 

In diesen Fällen kommt § 7 Abs. 7 ErbStG 
zur Anwendung, der für die verbleibenden 
Gesellschafter eine Schenkung fingiert. 
Der Wert der Schenkung besteht dann in 
der Differenz zwischen dem steuerlichen 
Wert des Gesellschaftsanteils nach § 12 
ErbStG und der gezahlten Abfindung. Der 
steuerliche Wert ist der gemeine Wert gem. 
§ 11 Abs. 2 und 3 BewG. Zunächst sieht 
diese Vorschrift eine Bewertung anhand 
von Verkäufen an fremde Dritte vor. Dies 
dürfte aber bei diesen Gesellschaften 
kaum vorkommen, da ja Fremde gerade 
ausgeschlossen werden sollen. Daher 
findet zur Wertermittlung das vereinfachte 
Ertragswertverfahren gem. §§ 199 bis 203 
BewG Anwendung. Nach diesem Verfahren 
wird der durchschnittliche Jahresertrag – 
abgeleitet aus den vergangenen 3 Jahren 
– mit dem Faktor 13,75 multipliziert. Der auf 
diese Weise ermittelte Schenkungswert 
wird auf die verbleibenden Gesellschafter 
im Verhältnis ihrer Beteiligungen verteilt. 
Der sich hieraus nach Abzug der anteiligen 
Abfindung ergebende Betrag wird fiktiv 
vom Gesetz als Schenkung angenommen. 
Auf das subjektive Bewusstsein der Unent- 
geltlichkeit kommt es dabei nicht an.

Es liegen dann eine Schenkung auf den 
Todesfall hinsichtlich der Abfindung und 
weitere Schenkungen gem. § 7 Abs. 7 ErbStG 
an die verbleibenden Gesellschafter vor. 
Diese Gesellschafter sind für ihren Vermö- 
genszuwachs Schuldner der Schenkung-
steuer, die Steuerklasse und Freibeträge 
richten sich nach dem Verwandtschaftsver-
hältnis zwischen ihnen und dem Erben/
Vermächtnisnehmer. Letzterer haftet auch 
für die Schenkungsteuer. Die Begünstigten 
trifft die Pflicht zur Anzeige des Erwerbs 
gem. § 30 Abs. 2 ErbStG und nach Auffor- 
derung durch das Finanzamt auch die 
Verpflichtung zur Abgabe einer Schenkung-
steuererklärung. Leider kann weder für die 
Abfindung noch für die Werterhöhung der 
Anteile die Begünstigung der §§ 13a, 13b 
ErbStG für Betriebsvermögen in Anspruch 
genommen werden. Es fehlt für beide 
Schenkungen am Übergang des Betriebs-
vermögens.

  Kosten für die Miete von Rauch-   
  warnmeldern  

Bei den Kosten für die Miete von Rauch-
warnmeldern handelt es sich lt. Bundesge-
richtshof (Urteil vom 11.05.2022, VIII ZR 
379/20) nicht um sonstige Betriebskosten 
im Sinne von § 2 Nr. 17 BetrKV, sondern – 
da sie den Kosten für den Erwerb von 
Rauchwarnmeldern gleichzusetzen sind – 
um betriebskostenrechtlich nicht umlage-
fähige Aufwendungen. 

Hinweis
Dies ist künftig bei den Nebenkosten-
abrechnungen zu beachten. Positiv ist 
dabei anzumerken,, dass die Gebühren 
für die Inspektion und die Funktions-
analyse der montierten Rauchwarnmel-
der weiterhin umgelegt werden können, 
da vom Urteil unberührt.

  Änderung des Nachweisgesetzes  

Zum 01.08.2022 treten Änderungen des 
Nachweisgesetzes, das Arbeitgeber ver- 
pflichtet, wesentliche Bedingungen des 
Arbeitsvertrages schriftlich niederzulegen, 
die Niederschrift zu unterzeichnen und 

dem Arbeitnehmer auszuhändigen, sowie 
weiterer Gesetze, unter anderem des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder 
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes in 
Kraft. So werden in § 2 NachwG bestehen-
de Nachweispflichten etwa in Bezug auf 
das Enddatum einer vereinbarten Befris-
tung, den Arbeitsort, die Kündigung und 
die Vergütungszusammensetzung ergänzt 
sowie neue Informationspflichten in Bezug 
auf die Probezeit, den Umfang des Fortbil- 
dungsanspruchs, Überstunden, Abrufarbeit 
und die Identität des Versorgungsträgers 
im Falle der betrieblichen Altersversorgung 
über einen solchen eingeführt. Der Verstoß 
gegen die Nachweispflichten kann nach  
§ 4 NachwG als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße von bis zu 2.000 Euro 
geahndet werden.

Hinweis
Der Nachweis muss (papier-)schriftlich 
erfolgen. Die elektronische Form ist 
ausgeschlossen. Selbst wenn der 
Arbeitgeber die wesentlichen Arbeits-
bedingungen mit einer elektronischen 
Signatur statt in Schriftform niederlegt, 
droht dem Arbeitgeber nach dem 
Wortlaut des Nachweisgesetzes ein 
Bußgeld.

  Künstlersozialabgabe soll 2023   
  bei 5,0 Prozent liegen  

Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales hat die Ressort- und Verbände-
beteiligung zur Künstlersozialabgabe-
Verordnung 2023 eingeleitet. Nach der 
neuen Verordnung wird der Abgabesatz zur 
Künstlersozialversicherung im Jahr 2023 
auf 5,0 Prozent angehoben. Der Künstler-
sozialabgabesatz lag seit 2018 – auch 
während der schwierigen Phase der 
Corona-Pandemie – unverändert bei  
4,2 Prozent (Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, Pressemitteilung vom 
11.08.2022). 
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Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

  Abzugszeitpunkt einer Umsatz-   
  steuervorauszahlung als Betriebs-   
  ausgabe  

Eine für das Vorjahr geleistete Umsatzsteuer-
vorauszahlung kann im Rahmen der Ein- 
nahmen-Überschussrechnung nur dann im 
Vorjahr als Betriebsausgabe abgezogen 
werden, wenn die Zahlung bis zum 10.1. 
des Folgejahres geleistet wird und wenn 
die Umsatzsteuervorauszahlung auch im 
Zeitraum vom 1.1. bis zum 10.1. des Folge- 
jahres fällig ist. War die Vorauszahlung 
hingegen schon im Vorjahr fällig oder wird 
sie erst nach dem 10.1. des Folgejahres 
fällig, ist der Betriebsausgabenabzug erst 
im Jahr der Zahlung möglich.

Hintergrund: Bei der Einnahmen-Über-
schussrechnung gilt grundsätzlich das 
Zufluss- und Abflussprinzip. Einnahmen 
sind also im Zeitpunkt des Zuflusses zu 
versteuern und Ausgaben im Zeitpunkt  
des Abflusses als Betriebsausgaben 
geltend zu machen. Das Gesetz enthält 
aber eine Ausnahme für sog. wiederkeh-

rende Zahlungen, die innerhalb von 10 
Tagen vor oder nach dem Jahreswechsel 
geleistet werden, aber das vorherige bzw. 
das folgende Jahr betreffen: Sie werden in 
dem Veranlagungszeitraum berücksichtigt, 
zu dem sie wirtschaftlich gehören. Eine 
Umsatzsteuerzahlung für Dezember 2021, 
die am 5.1.2022 an das Finanzamt gezahlt 
wird, ist aufgrund dieser Regelung grund- 
sätzlich im Jahr 2021 als Betriebsausgabe 
abziehbar; denn Umsatzsteuerzahlungen 
und -erstattungen aufgrund von Voran-
meldungen gelten als wiederkehrende 
Zahlungen.

Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer 
und ermittelte seinen Gewinn durch Ein- 
nahmen-Überschussrechnung, d. h. nach 
Zufluss- und Abflussgesichtspunkten. Die 
Vorauszahlungen zur Umsatzsteuer für Mai 
2017 bis Juli 2017 zahlte er nicht im Jahr 
2017, sondern erst am 9.1.2018. Er machte 
die Zahlung als Betriebsausgabe des 
Jahres 2017 geltend. Dies lehnte das 
Finanzamt ab, weil die Zahlungen bereits 
im Jahr 2017 fällig gewesen waren.

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

11. OKTOBER 2022 – 09.00 BIS 13.00 UHR
KOBLENZ: SEMINAR – MOBILES ARBEITEN IM AUSLAND – SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICHES UND STEUERLICHES KNOWHOW

Referenten: Dipl.-Krankenkassenbetriebswirtin Melanie Guttmann, Rentenberaterin und
Prof. Dr. René Schäfer, Steuerberater, Fachberater für Internationales Steuerrecht und Of Counsel bei DORNBACH
Mobiles Arbeiten im Ausland hat in den vergangenen Jahren, nicht zuletzt bedingt durch die Corona-Pandemie, enorm an Bedeutung 
gewonnen. Die Kombination zwischen Arbeit und beispielsweise einer längeren Reise ist keine Seltenheit mehr. Der dafür geschaf-
fene Begriff „Workation“ (Work and Vacation) stellt Unternehmen jedoch vor neue Herausforderungen aus steuerlicher und nicht 
zuletzt sozialversicherungsrechtlicher Sicht. Muss der Arbeitgeber ausländische Lohnsteuer abführen? Welche Genehmigungen 
müssen beantragt und welche Unterlagen beschafft werden? Liegt aufgrund der Tätigkeit des Mitarbeiters eine ausländische Be-
triebsstätte des inländischen Arbeitgeberunternehmens vor? Wie ist der Mitarbeiter aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht ab-
gesichert?
Ein weiteres Phänomen hat seine Ursache in dem deutlich zutage tretenden Fachkräftemangel. Immer häufiger stellen deutsche 
Unternehmen Mitarbeiter ein, die nur selten physisch im inländischen Stammhaus arbeiten. Sie möchten ihr soziales Umfeld nicht 
verlassen. Die hochqualifizierten Arbeitnehmer können nur gewonnen werden, wenn sie ganz überwiegend im ausländischen 
Homeoffice tätig werden dürfen.
Auch hierbei sind steuer- und sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen zu beachten.
Die beiden Beispiele stellen nur einen kleinen Ausschnitt aus den vorzufindenden Konstellationen mit Auslandsbezug dar.  
Gerne machen wir Sie mit weiteren Fällen vertraut.
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  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, Leiterin Marketing & Öffent-
lichkeitsarbeit:
Telefon: +49 261 94 31 - 438
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

12. OKTOBER 2022 – 14.00 BIS 16.30 UHR 
ONLINE-SEMINAR: AKTUELLE BRENNPUNKTE BEI DER UMSATZSTEUER 2022/2023

Referenten: Jürgen Serafini, Dipl. Finanzwirt und USt-Teamleiter bei der Konzernbetriebsprüfung Bonn /  
Thomas Meurer, Dipl. Finanzwirt, USt-Experte und Hauptsachgebietsleiter Betriebsprüfung im Finanzamt Aachen-Stadt.
Auch wenn nach den umfänglichen USt-Rechtsänderungen in 2021 der Gesetzgeber im laufenden Jahr 2022 zumindest bei der 
Umsatzsteuer eine Ruhepause eingelegt hat, ergeben sich aus den jüngst veröffentlichten Verlautbarungen der Finanzverwaltun-
gen sowie Urteilen von Bundesfinanzhof bzw. Europäischem Gerichtshof fortlaufend wichtige Korrekturen oder Klarstellungen in 
der umsatzsteuerlichen Rechtsbeurteilung. Dies gibt für unser „USt-Herbst-Seminar“ erneut vielfältigen Anlass für ein Update zu den 
„aktuellen Besteuerungsbrennpunkten bei der USt“.
Dabei stehen voraussichtlich u.a. folgende Themen im Fokus: Dauerstreitpunkt Rechnungslegung und Vorsteuerabzug, z. B.; BFH ent-
schärft überraschend seine bislang strenge „Zuordnungsfrist“; BMF äußert sich erstmals zum „Vorsteuer-Direktanspruch“; USt- u. Vor-
steuer-Korrekturen nach § 17 UStG: BFH unterlässt erhoffte Klärung zur sog. „Uneinbringlichkeit auf Zeit“; Aktuelle Rechtsentwicklung 
bei der „USt-Organschaft“; „Quick-Fixes-2020“: BMF-Schreiben (Entwurf ) äußert sich endlich zur „neuen Reihengeschäftsregelung“; 
USt bei Aufsichtsräten: zweites BMF-Schreiben versucht endlich Klärung. Die Agenda wird ggf. an aktuelle Entwicklungen angepasst.

13. OKTOBER 2022 – 09.00 BIS 13.00 UHR
SAARBRÜCKEN: SEMINAR – MOBILES ARBEITEN IM AUSLAND – SOZIALVERSICHERUNGSRECHTLICHES UND STEUERLICHES KNOWHOW

Referenten: Dipl.-Krankenkassenbetriebswirtin Melanie Guttmann, Rentenberaterin und Prof. Dr. René Schäfer, Steuerberater, 
Fachberater für Internationales Steuerrecht und Of Counsel bei DORNBACH
Mobiles Arbeiten im Ausland hat in den vergangenen Jahren, nicht zuletzt bedingt durch die Corona-Pandemie, enorm an Bedeu-
tung gewonnen. Die Kombination zwischen Arbeit und beispielsweise einer längeren Reise ist keine Seltenheit mehr. Der dafür 
geschaffene Begriff „Workation“ (Work and Vacation) stellt Unternehmen jedoch vor neue Herausforderungen aus steuerlicher und 
nicht zuletzt sozialversicherungsrechtlicher Sicht. Muss der Arbeitgeber ausländische Lohnsteuer abführen? Welche Genehmigun-
gen müssen beantragt und welche Unterlagen beschafft werden? Liegt aufgrund der Tätigkeit des Mitarbeiters eine ausländische 
Betriebsstätte des inländischen Arbeitgeberunternehmens vor? Wie ist der Mitarbeiter aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht 
abgesichert? Ein weiteres Phänomen hat seine Ursache in dem deutlich zutage tretenden Fachkräftemangel. Immer häufiger stel-
len deutsche Unternehmen Mitarbeiter ein, die nur selten physisch im inländischen Stammhaus arbeiten. Sie möchten ihr soziales 
Umfeld nicht verlassen. Die hochqualifizierten Arbeitnehmer können nur gewonnen werden, wenn sie ganz überwiegend im aus-
ländischen Homeoffice tätig werden dürfen. Auch hierbei sind steuer- und sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen zu beach-
ten. Die beiden Beispiele stellen nur einen kleinen Ausschnitt aus den vorzufindenden Konstellationen mit Auslandsbezug dar. 
Gerne machen wir Sie mit weiteren Fällen vertraut.
In unserem Seminar am 13. Oktober 2022 in Saarbrücken haben Sie die Möglichkeit, tiefer einzusteigen.

  Weitere Veranstaltungen finden Sie auf unserer Webseite unter www.dornbach.de/de/events.html  


